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Die außerfamiliäre Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern weist in 
den letzten Jahren eine ungebremste Dynamik auf. Die Nachfrage nach Plät-
zen in allen Altersgruppen steigt. Der Freistaat Bayern reagiert mit massi-
ven Investitionen in den Ausbau der Plätze. So wurde das 4. Sonderinves-
titionsprogramm bis zum 31.8.2019 verlängert und mit staatlichen Mitteln 
in Höhe von über 350 Mio. Euro verstärkt. Insgesamt wurden damit über 
60.000 Plätze für Kinder bis zur Einschulung geschaffen. Für den Hortaus-
bau für bis zu 10.000 Plätze werden zusätzlich 67 Mio. Euro investiert.

Seit 2017 wurden zahlreiche Änderungen im BayKiBiG vorgenommen, 
die in dieser 5. Auflage berücksichtigt wurden. So wurden die Änderung 
des § 17 Abs. 4 AVBayKiBiG zum 1.1.2017 und des neu aufgenommenen 
§ 26 Abs. 1 Satz 5 AVBayKiBiG nun im Praxishandbuch eingearbeitet. Eben-
falls berücksichtigt wurden das im Zuge der vermehrten Betreuung von 
Kindern mit Fluchthintergrund neu geregelte Gebot der Gesichtsverhüllung 
sowie die Änderungen durch das Bayerische Integrationsgesetz.

Die Änderung des Art. 18 Abs. 2 BayKiBiG, in der die Folgen einer nicht 
fristgerechten Antragstellung der Gemeinden modifiziert wurden, war Er-
gebnis eines intensiven Diskussionsprozesses und trägt der technischen 
Weiterentwicklung in der elektronischen Datenverarbeitung, insbesondere 
des online-gestützten Antrags- und Auswerteverfahrens KiBiG.web, mit 
dem umfangreiches statistisches Datenmaterial zur Verfügung steht, Rech-
nung.

Einen massiven Einschnitt hatten die Beschlüsse der Koalitionspartner 
nach der Bayerischen Landtagswahl 2018 zur Folge. Die Ausweitung der 
Beitragsentlastung für Eltern ab dem 1. Kindergartenjahr mit Wirkung zum 
1.4.2019 sowie die Einführung des sog. Krippengeldes zum 1.1.2020 wur-
den gesetzlich im BayKiBiG verankert.

Kindertageseinrichtungen spielen eine zentrale Rolle für die Persönlich-
keitsbildung, Entwicklung und das Lernen von Kindern in den ersten 
Lebensjahren. Die Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der Kin-
dertagesbetreuung zählen deshalb zu Recht zu den wichtigsten bildungs-
politischen Aufgaben im Elementar- und Hortbereich.

Eine zunehmend bedeutsame Aufgabe für Kindertageseinrichtungen 
stellt die frühe digitale Bildung dar. Im geschützten Kontext der Einrich-
tung lernen Kinder, die Chancen zu nutzen, die der sinnvolle Einsatz von 
Medien bietet. Gleichzeitig sollen sie auch lernen, die Risiken zu erkennen, 
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um damit eigenverantwortlich umgehen zu können. Zudem bietet die Digi-
talisierung in Kindertageseinrichtungen eine Reihe von Erleichterungen für 
die mittelbaren pädagogischen Arbeiten sowie eine große Unterstützung bei 
der Kommunikation mit Eltern. Die Frage nach dem Einsatz von digitalen 
Medien in den Kitas ist längst keine Frage mehr des ob, sondern mehr des 
wie!

Corona

Die rasante Ausbreitung des neuen Coronavirus SARS-CoV-2 hat die Baye-
rische Staatsregierung zur Einleitung von nie dagewesenen Maßnahmen 
gezwungen. So hat die Staatsregierung ein Betreuungsverbot verbunden mit 
einem Betretungsverbot für die Kinder für alle Kindertageseinrichtungen in 
der Zeit vom 16.3.2020 bis 30.6.2020 beschlossen. Dies stellt vor allem Kin-
der und ihre Eltern, aber auch Fachkräfte vor neue Herausforderungen – sei 
es in Notfallbetreuung, zu Hause oder nach Wiedereröffnung der Kitas. 

Mit Blick auf das System Kindertageseinrichtungen gilt es hier immer 
wieder kritisch zu reflektieren: Was benötigen Fachkräfte, die in der Not-
fallbetreuung eine ungewohnt kleine Gruppe und eventuell verunsicherte 
Kinder haben oder gar selbst mit starken Unsicherheiten und Ängsten kon-
frontiert sind?

Wie kann man diese Zeit nützen, in der Fachkräfte zu Hause und in der 
für sie ungewohnten Situation des Home Office sind? Welche Themen sind 
sinnvoll, vertieft zu behandeln und auf die Zeit danach vorzubereiten?

Welche Unterstützung benötigen Kindertageseinrichtungen bei der Wie-
dereröffnung nach einer längeren Zwangsschließung und welche Bedürf-
nisse der Kinder stehen dabei besonders im Fokus?

Träger haben dabei die herausfordernde Aufgabe, angemessene Entschei-
dungen nach sorgfältiger Abwägung der Erfordernisse des Infektionsschut-
zes und der Interessen des pädagogischen Personals und der in der Notfall-
betreuung anwesenden Kinder zu treffen. Auch arbeitsrechtlich stellen sich 
vielfältige Herausforderungen, die eines Interessenausgleichs bedürfen. Es 
stellen sich Fragen der Anwesenheitspflicht des Personals, des Umgangs 
mit Risikogruppen, der Möglichkeiten von Home Office oder schlichtweg 
der durch die Umstände geänderten Urlaubsplanungen. An dieser Stelle 
dürften auch die Diskussionen um die Rahmenbedingungen in den Kinder-
tageseinrichtungen im Allgemeinen neue Nahrung erfahren, die auch nach 
der Coronakrise fortwirken dürften.
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Die vorliegende 5. Überarbeitung begründet sich demnach sowohl in der 
gesetzlichen Weiterentwicklung von BayKiBiG und AVBayKiBiG als auch 
durch Neuerungen im Vollzug.

Frau Hellfritsch hat bei dieser Auflage nicht mehr als Autorin mitge-
wirkt. Sie hat das Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales ver-
lassen und ist Geschäftsführerin des Landesverbands kath. Kindertages
einrichtungen in Bayern. Frau Hellfritsch hat bei der dritten und vierten 
Auflage des Praxishandbuchs durch ihre Expertise mit ihrem pädagogi-
schen Fachwissen maßgeblich zum Erfolg des Werkes beigetragen. Hierfür 
bedanken wir uns recht herzlich.

Wie bereits in den vorangegangenen Auflagen haben wir das Augenmerk 
auf ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den rechtlichen und den päda-
gogischen Aspekten des BayKiBiG und der Kinderbildungsverordnung ge-
legt.

Unseren Leserinnen und Lesern danken wir für die positiven Rückmel-
dungen und hoffen, wir können einen Beitrag zur Unterstützung für ihre 
wertvolle Arbeit leisten.

München, im Mai 2020

Stefan Porsch
Dr. Dagmar Berwanger
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A.	 Ziele des BayKiBiG

Das Bayerische Kinderbildungs- und ‑betreuungsgesetz (BayKiBiG) hat 
nach dreijähriger Erprobungsphase zum 1.9.2005 das Bayerische Kinder-
gartengesetz vom 25.7.1972 abgelöst, das über 30 Jahre lang die Rahmenbe-
dingungen für die Kindergärten gesetzt hatte.

Mit der Einführung des BayKiBiG im Herbst 2005 wurde der Bayerische 
Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder in Tageseinrichtungen bis zur 
Einschulung (BayBEP) bayernweit implementiert. Als bundesweit erster 
Bildungsplan für Kindertageseinrichtungen setzte er weitreichende Maß-
stäbe für die aktuelle frühpädagogische Bildungsarbeit mit Kindern in den 
ersten sechs Lebensjahren. Flankierend zum Ausbau von Betreuungsplät-
zen für Kinder unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in der Tages-
pflege aufgrund der Einführung des Rechtsanspruchs ab dem 1.8.2013 er-
schien im Dezember 2010 die Handreichung zum BayBEP „Bildung, 
Erziehung und Betreuung von Kindern in den ersten drei Lebensjahren“. 
Diese konkretisiert die Grundsätze des BayBEP für die pädagogische Arbeit 
mit den Kleinsten. Um die Kooperation zwischen Elementar- und Primar-
bereich zu stärken und Kontinuität im Bildungsverlauf zu wahren, wurden 
im Oktober 2012 in gemeinsamer Verantwortung von StMAS und StMUK 
zudem die Bayerischen Leitlinien für die Bildung und Erziehung von Kin-
dern bis zum Ende der Grundschulzeit (Bildungsleitlinien) als verbindli-
cher Orientierungsrahmen für die pädagogische Arbeit in Kindertagesein-
richtungen und Grundschulen entwickelt.

Die stetig voranschreitende Digitalisierung durchdringt alle Lebensberei-
che und rückt den kompetenten und reflektierten Umgang mit digitalen 
Medien als Schlüsselkompetenz in den Fokus. Die Kultusministerkonfe-
renz hat sich im Dezember 2016 auf ein Kompetenzmodell „Kompetenzen 
in der digitalen Welt“ verständigt, das einen kompetenten, kreativen und 
reflektierten Umgang mit Medien bereits im frühkindlichen Bereich betont. 
Junge und erwachsene Menschen dazu zu befähigen, sich in einer digitalen 
Welt zurechtzufinden sowie Eltern und pädagogische Tätige auch in ihrer 
medienerzieherischen und -pädagogischen Verantwortung zu stärken, ist 
erklärtes Ziel der digitalen Zukunftsstrategie der Bayerischen Staatsregie-
rung.



18

Einführung

Der wachsende Bedarf an qualitativ hochwertigen und verlässlichen Be-
treuungsplätzen für alle Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 
zeigt sich in dem enormen Anstieg der Zahl der in den Kindertagesein-
richtungen betreuten Kinder. Der Ausbau der Plätze hat nach wie vor erheb-
liche Dynamik. Mit dem von der Bundesregierung im Koalitionsvertrag an-
gestrebten Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Schulkinder im 
Grundschulalter wird nach den Erfahrungen im U3-Bereich mit einer deut-
lichen Zunahme der Nachfrage an Plätzen zu rechnen sein.

Die dynamische Entwicklung spiegelt sich auch anhand einiger statisti-
scher Zahlen wieder:

Die Zahl der betreuten Kinder unter drei Jahren hat sich seit 2008 von 
44.415 bis zum 31.12.2018 auf 120.318 Kinder gesteigert. Dies entspricht 
einem Anstieg um 171 %. Bei den Schulkindern in Kindertageseinrichtun-
gen und der Tagespflege liegt der Anstieg im gleichen Zeitraum bei 56 % 
von 57.665 auf 90.081 Kinder (schulische Betreuungsangebote sind nicht 
berücksichtigt). Insgesamt ist ein Anstieg der Kinder in Kindertageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege von 441.801 auf 565.530 zu verzeichnen.

Für den bedarfsgerechten Ausbau hat der Freistaat Bayern erhebliche Mittel 
investiert. Bis Ende 2020 werden die Bewilligungsmittel aus bisher 4 Son-
derinvestitionsprogrammen über 1,7 Mrd. Euro erreichen.

Der Ausbau der Angebote in Kindertageseinrichtungen und Tagespflege 
stellt die pädagogischen Fachkräfte vor eine große Herausforderung. Die 
Einrichtungen orientieren sich an den Wünschen der Eltern und haben 
mehrheitlich die Öffnungszeiten ausgedehnt. Mitverantwortlich hierfür 
war aber auch die kindbezogene Förderung mit den sog. Buchungszeitfak-
toren, über die die Träger und Gemeinden infolge von längeren Buchungs-
zeiten der Kinder mehr Fördermittel erhalten. Neben den Öffnungszeiten 
sind aber auch die Buchungszeiten der Kinder in erheblichem Umfang ge-
stiegen. Die seit Jahren steigende Nachfrage an Betreuungsplätzen verbun-
den mit steigenden Geburtenzahlen und einem vermehrten Zuzug bringt 
einen sehr hohen Bedarf an pädagogischen Fachkräften mit sich. Auch 
wenn die Zahl der pädagogischen Fach- und Ergänzungskräfte seit 2006 
von 45.687 auf 96.614 Personen und damit um 111,5 % gesteigert werden 
konnte, stellt der herrschende Fachkräftemangel die zentrale Herausforde-
rung für die weitere qualitative Entwicklung in der Kindertagesbetreuung 
dar. Der Freistaat Bayern stellt sich dieser Herausforderung mit einem Maß-
nahmenbündel entgegen. Im Bereich der Ausbildung wurde die Zahl der 
Fachakademien auf 68 gesteigert. Mit dem Modellversuch „Erzieherausbil-
dung mit optimierten Praxisphasen (OptiPrax)“ wird erstmals der Weg einer 
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dualen Ausbildung beschritten, um insbesondere (Fach-)Abiturienten für 
eine Ausbildung zum/zur staatlich anerkannten Erzieher/in zu bewegen. 
Zudem werden weitere Formen der berufsbegleitenden Ausbildung initi-
iert. Im Bereich der Fortbildung haben sich Zertifikatskurse zur Weiterqua-
lifizierung von der pädagogischen Ergänzungskraft zur Fachkraft in der 
Kinderbetreuung etabliert. Gleichzeitig laufen eine Reihe von Maßnahmen 
an, um einerseits gezielt Personal in Kindertageseinrichtung zu akquirieren 
und zu qualifizieren (z. B. „Tagespflege 2000“) sowie um das Image des Be-
rufs als Erzieherin bzw. Erzieher zu erhöhen und junge Menschen für die-
sen Beruf zu begeistern (z. B. Imagefilme, Wettbewerb).

Rechtlich wurde mit dem Wegfall der sog. Fehlzeitenregelung zum 1.1.2017 
der Personaleinsatz durch Einführung eines durchschnittlichen Jahres-An-
stellungsschlüssels entbürokratisiert.

Trotz seiner rechtlichen Verankerung im BayKiBiG bleibt die eigenstän-
dige Ausgestaltung des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Kindertages-
einrichtungen unverändert. Auf der Grundlage des BayBEP unterstützen 
die pädagogischen Kräfte die Kinder individuell, begleiten, reflektieren und 
dokumentieren deren Bildungsprozesse. Das BayKiBiG und die AVBay
KiBiG stärken den eigenständigen Bildungs- und Erziehungsauftrag der 
Kindertageseinrichtungen. Die Bildungs- und Erziehungsziele werden aus-
führlich und explizit in 13 Paragrafen der AVBayKiBiG erläutert. Das Kon-
zept basiert auf den Prinzipien der Inklusion und Teilhabe (Partizipation). 
Ausgrenzung von Menschen anhand bestimmter Merkmale wird ausdrück-
lich abgelehnt. Stattdessen werden geeignete Beteiligungsverfahren und die 
Orientierung an den individuellen Bildungs- und Entwicklungsbiografien 
der Kinder sichergestellt. Als Leitziel von Bildung gilt durchgängig die Stär-
kung von Kompetenzen (Art. 10 Abs. 1 und 2, Art. 11 Abs. 1, Art. 13 Abs. 1 
BayKiBiG, §§ 1 Abs. 3, 2 AVBayKiBiG).

Die Umsetzung der Bildungs- und Erziehungsziele des BayBEP ist durch 
die Verankerung im BayKiBiG gesetzlich verpflichtend und unterliegt einer 
mittelbaren Steuerung, indem die Förderung an konkrete Maßnahmen der 
Qualitätssicherung geknüpft ist, wie
–	 Fortschreibung und Veröffentlichung der pädagogischen Konzeption
–	 Jährliche Durchführung einer Maßnahme zur Qualitätssicherung (Eltern-

befragung)
–	 Verbindlicher Einsatz von Beobachtungsbögen (SISMIK, SELDAK, PERIK).

Mit dem BayKiBiG haben alle Kindertageseinrichtungen einen Integrations-
auftrag gegenüber Kindern mit (drohender) Behinderung wie auch gegen-
über Kindern mit Migrationshintergrund. Die Träger erhalten für Kinder mit 
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Migrationshintergrund eine um 30 % höhere kindbezogene Förderung. Der 
besondere Betreuungs‑, Erziehungs- und Bildungsbedarf bei der Aufnahme 
von Kindern mit (drohender) Behinderung wird durch einen Gewichtungs-
faktor 4,5 für diese Kinder förderrechtlich berücksichtigt. In integrativen 
Einrichtungen (mindestens drei Kinder mit Behinderung) kann der Faktor 
4,5 um einen Faktor +X erhöht werden, um zusätzliche Personalstunden zu 
finanzieren. Mit den Faktoren wurde ein Anreiz für die Träger von Kinder-
tageseinrichtungen zur Aufnahme von Kindern mit Behinderung geschaf-
fen. Die Zahl der integrativen Einrichtungen hat sich in der Zeit von 2007 
bis 2019 von 517 auf 1.667 Einrichtungen verdreifacht.

Der Begriff der Integration wird im Rahmen der Pädagogik in Kinderta-
geseinrichtungen inzwischen umfassender diskutiert und durch den Ge-
danken der Inklusion erweitert. Es geht darum, eine Pädagogik umzusetzen, 
die alle Kinder selbstverständlich als Teil einer heterogenen Gruppe be-
trachtet. Vielfalt statt Homogenität wird ausdrücklich bejaht und gezielt ge-
nutzt, um den Kindern vielperspektivische Lernerfahrungen zu ermögli-
chen. Deshalb sollen auch Kinder mit (drohender) Behinderung und Kinder 
ohne Behinderung in Kindertageseinrichtungen gemeinsam betreut und 
gefördert werden (vgl. Art. 12 Abs. 1 BayKiBiG). Im BayKiBiG findet der 
Begriff der Integration nach wie vor Verwendung, zielt jedoch auf Inklu-
sion. Integration erreicht dann das Ziel der Inklusion, wenn es in allen Le-
bensbereichen selbstverständlich ist, dass insbesondere Kinder mit Behin-
derung, aber auch Kinder mit Migrationshintergrund wie auch alle anderen 
Kinder von Beginn an beteiligt sind und auf ihre speziellen Bedürfnisse 
angemessen eingegangen wird. Da Integration als Prozess zur Erreichung 
der Inklusion betrachtet wird, ist es durchaus sachgerecht, von integrativen 
Einrichtungen bzw. Plätzen zu sprechen.

Trotz der wachsenden Bedeutung der Kindertageseinrichtungen für die 
Entwicklung der Kinder bleiben die Krippen, Kindergärten und Horte fami-
lienergänzende und ‑unterstützende Einrichtungen. Dem entspricht es, 
dass im BayKiBiG die Bildungs- und Erziehungspartnerschaft der Eltern 
und des pädagogischen Personals gestärkt wird.

B.	 BayKiBiG – Ausführungsgesetz zum SGB VIII oder 
eigenständiges Bildungsgesetz?

Für das BayKiBiG stellt sich die Frage, ob es ein Ausführungsgesetz zum 
SGB VIII oder ein eigenständiges Bildungsgesetz darstellt. Das Bayerische 
Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales hat, wenn auch nicht 
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ausdrücklich, so doch mittelbar durch die Anwendung des § 64 SGB  X 
zu  erkennen gegeben, dass es das BayKiBiG als Ausführungsgesetz zum 
SGB VIII erachtet.

Auch wenn durch das BayKiBiG ohne Zweifel der Bildungsauftrag aller 
Kindertageseinrichtungen und der Tagespflege deutlich gestärkt wurde, ist 
zu berücksichtigen, dass durch das BayKiBiG ein einheitlicher Rechts
rahmen für alle Kindertageseinrichtungen und die Tagespflege geschaffen 
wurde. Damit lässt sich das BayKiBiG aber nicht mehr als landesrechtliche 
Regelung zum „Kindergartenwesen“ auffassen und damit auch nicht auf die 
Bereichsausnahme des § 26 Satz 2 SGB VIII stützen (anders noch 1. Auflage).

Die Auswirkungen der Frage um die Einordnung des BayKiBiG – Bil-
dungsgesetz oder Ausführungsgesetz – beschränken sich im Wesentlichen 
auf die Frage des Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz und die 
Frage nach der Kostenpflichtigkeit des Verwaltungsverfahrens. Die Verfas-
sungsmäßigkeit des BayKiBiG hängt hingegen nicht von dieser Einordnung 
ab. Sie kann überhaupt nur für die Punkte thematisiert werden, in denen 
das BayKiBiG vom SGB VIII abweichende Regelungen trifft. Wenn das Bay
KiBiG ein eigenständiges Bildungsgesetz ist, so ist der bayerische Landes-
gesetzgeber auch frei von den Vorgaben des SGB VIII. Wenn das BayKiBiG 
hingegen ein Ausführungsgesetz zum SGB VIII ist, so kann es nur dann vom 
SGB  VIII abweichen, wenn das Bundesrecht ausdrücklich Öffnungsklau-
seln zugunsten der Länder vorsieht. Vergleicht man das BayKiBiG nun mit 
dem SGB VIII, so ist Folgendes zu konstatieren:

–	 Das BayKiBiG enthält einzelne Regelungen, die die Regelungsmaterien 
des SGB VIII konkretisieren, also gerade Bereiche betreffen, in denen der 
Bund keine Regelung getroffen hat. Dies betrifft vor allem die Ausformu-
lierung konkreter Bildungs- und Erziehungsziele. Auch wenn das Bay
KiBiG eine objektiv-rechtliche Verpflichtung der Gemeinden zur Schaf-
fung von Betreuungsangeboten normiert, trifft es damit eine ergänzende 
und keine abweichende Regelung, da die durch das SGB VIII geregelte 
Frage nach einem Anspruch auf einen Betreuungsplatz hiervon gerade 
nicht berührt wird.

–	 Das BayKiBiG verweist zum Teil auf das SGB VIII, so vor allem in Bezug 
auf die Gesamtverantwortung des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe für die Jugendhilfeplanung und auf die Regelungen zum Be-
triebs- und Erlaubnisverfahren. Auch insoweit kann kein Widerspruch 
zwischen SGB VIII und BayKiBiG bestehen.

–	 Das BayKiBiG weicht vom SGB VIII ab, wenn dieses es gestattet, so
–	 in Bezug auf die Bedarfsplanung, die nach dem BayKiBiG ergänzend 

zur Jugendhilfeplanung auch durch die Gemeinden erfolgt, weil die 
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Jugendhilfeplanung hiervon unberührt bleibt einschließlich der Ge-
samtverantwortung seitens des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe und seiner Möglichkeit, auch seine eigene planerische Ent-
scheidung durchsetzen zu können (vgl. Art. 5 Abs. 3, 6 Abs. 1, 18 
Abs. 1 Satz 2 BayKiBiG),

–	 in Bezug auf die Delegation der sachlichen Zuständigkeit für die Auf-
sicht über Kindertageseinrichtungen an die Kreisverwaltungsbehör-
den (vgl. § 85 Abs. 4 SGB VIII und Erl. zu Art. 28).

Auch wenn man das BayKiBiG somit als Ausführungsgesetz zum SGB VIII 
ansieht, ist es nicht verfassungswidrig, weil das BayKiBiG mit dem SGB VIII 
kompatibel ist (vgl. hierzu Dunkl/Eirich 4. Auflage S. 14 Rechtliche Einord-
nung des BayKiBiG).

C.	 Das BayKiBiG im Überblick

Das BayKiBiG in seiner Fassung vom 1. August 2005 hat sich bewährt. Zu-
sammenfassend sei nochmals festzuhalten, dass die kindbezogene Förde-
rung mit den Gewichtungs- und Zeitfaktoren die richtigen finanziellen An-
reize setzte für die Betreuung von Kindern in allen erdenklichen Lebenslagen 
und für die bedarfsgerechte Ausgestaltung der Öffnungszeiten. Es besteht 
daher nach wie vor keine Veranlassung für grundsätzliche Anpassungen am 
Fördersystem, wenngleich ein höherer Verwaltungsaufwand kritisiert wird.

Nach dem Aussetzen der sog. 5-Tage-Regelung bis zum 31. Dezember 
2016 wurde die zugrundeliegende Regelung des § 17 Abs. 4 AVBayKiBiG 
zum 01. Januar 2017 geändert und auf die Fehlzeitenregelung verzichtet. 
Mit der Einführung der sog. 42-Tage-Regelung und dem förderrelevanten 
durchschnittlichen Jahres-Anstellungsschlüssel konnte das Verfahren we-
sentlich vereinfacht werden. Die Sicherung der Qualität wurde im Wesent-
lichen in die Hände der Träger gelegt.

Das BayKiBiG gliedert sich in sechs Teile:
Im 1. Teil finden sich einführend allgemeine Bestimmungen insbesondere 
über die Festlegung des Geltungsbereichs des Gesetzes, das Erziehungspri-
mat der Eltern und das Subsidiaritätsprinzip zugunsten freigemeinnütziger 
Träger. Es findet sich auch die Legaldefinition einer Bildungseinrichtung, 
wobei Art. 2 mit Abs. 5 eine Ergänzung erfahren hat mit dem Ziel, schuli-
sche Angebote mit Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe besser zu verein-
baren.
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Im 2. Teil wird die gemeindliche Bedarfsplanung geregelt, die neben der 
Bedarfsplanung der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach § 80 
SGB VIII besteht.

Der 3. Teil enthält ergänzende Vorschriften zu den §§ 45 ff. SGB VIII zur 
Erlaubnispflicht von Kindertageseinrichtungen und zur Pflegerlaubnis der 
Tagespflegepersonen.

Mit dem Inkrafttreten des BayKiBiG hat sich die Betreuungsform der 
Großtagespflege etabliert. Das BayKiBiG enthält seit dem 1. Januar 2013 Re-
gelungen zur Abgrenzung von Angeboten der Großtagespflege und von Ein-
richtungen.

Im Zuge des vermehrten Zuzugs von Migranten und Flüchtlingen wurde 
in Art. 9a das Verbot der Gesichtsverhüllung im BayKiBiG ergänzt. Der bis-
herige Art. 9a zum Kinderschutz wird zum Art. 9b, mit dem die Bedeutung 
des Kinderschutzes im Zuge des Inkrafttretens des Bundeskinderschutzge-
setzes herausgestellt wurde.

Im 4. Teil wird der Bildungs- und Erziehungsauftrag für Kindertagesein-
richtungen allgemein sowie  – mit erhöhten Anforderungen  – für förder
fähige Kindertageseinrichtungen bestimmt. Besondere Bedeutung erhält 
die Inklusion vor allem von Kindern mit Behinderung sowie von Kindern 
mit Migrationshintergrund. Angestrebt wird eine Erziehungspartnerschaft 
zwischen Eltern und pädagogischem Personal sowie eine enge Kooperation 
und Vernetzung mit Grundschulen und sonstigen Diensten und Anbietern 
im Umfeld des Tätigkeitsfeldes der Kindertageseinrichtungen. Der Bildungs- 
und Erziehungsauftrag der Tagespflege wird ausdrücklich festgestellt.

Im 5. Teil sind Voraussetzung und Umfang insbesondere der Förderansprü-
che der Träger von Kindertageseinrichtungen gegenüber den Gemeinden 
und der Gemeinde gegenüber dem Freistaat Bayern geregelt.

Mit dem Haushaltsgesetz vom 24.7.2018 wurde die Fristenregelung der 
Gemeinden durch den neuen Art. 18 Abs. 2 Satz 2 entschärft, da ein Ver-
streichen der Antragsfrist (30. Juni) nicht mehr automatisch zum komplet-
ten Wegfall des staatlichen Förderanspruchs der Gemeinden führt.

Krippengeld

Mit Änderung des BayKiBiG vom 23.12.2019 wurde das sog. Krippengeld 
zum 1.1.2020 im BayKiBiG (vgl. Art. 23 a) verankert. Im neuen Art. 23a Bay
KiBiG werden Höhe, Personenkreis, Dauer und die Einkommensanrech-
nung für die neue Leistung geregelt. Demnach erhalten Eltern von Kindern 
ab Vollendung des ersten Lebensjahrs, die für die Kindertagesbetreuung 
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einen Beitrag von mindestens 100 Euro monatlich leisten, das sog. Krippen-
geld in Höhe von 100 Euro monatlich, längstens bis zum 31.8. des Jahres, in 
dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet. Diese Leistung erstreckt sich 
auch auf Kinder in Kindertagespflege. Im Unterschied zum Eltern
beitragszuschuss wird das sog. Krippengeld direkt an die Eltern über das 
Zentrum Bayern Familie und Soziales (ZBFS) ausbezahlt. Darüber hinaus 
erhalten die Leistung nur Personensorgeberechtigte, deren Familienein-
kommen 60.000 Euro pro Jahr nicht übersteigt. Für jedes weitere Kind steigt 
dieser Betrag um jeweils 5.000 Euro.

Nachdem es sich beim Krippengeld um eine neue familienpolitische 
Leistung des Freistaates Bayern handelt, die in keinem ursächlichen Zu-
sammenhang mit dem Förderrecht des BayKiBiG steht, wird auf eine Kom-
mentierung verzichtet.

Mit der Änderung zur Einführung des Krippengeldes gehen weitere Än-
derungen des BayKiBiG einher, die rein redaktioneller Natur sind, was 
allerdings zu einer Änderung der Paragrafenreihenfolge führt. So  wurde 
diese Änderung dazu genutzt, den bisherigen Art. 26b BayKiBiG (Bußgeld-
vorschriften) an das Ende des BayKiBiG zu setzen sowie eine neue Num-
merierung ab Art. 26a BayKiBiG vorzunehmen. Entsprechend muss eine 
Anpassung der Kinderbildungsverordnung (AVBayKiBiG) vorgenommen 
werden, die voraussichtlich im Laufe des Kalenderjahres 2020 erfolgen 
wird.

Im 6. Teil eröffnet eine Experimentierklausel die Möglichkeit, innovative 
Konzepte zu erproben.

Asylbewerber- und Flüchtlingskinder

Der stark gestiegene Zuzug von Asylbewerber- und Flüchtlingskindern hat 
auch Auswirkungen auf die Kindertagesbetreuung.

Der Rechtsanspruch auf Förderung in einer Kindertageseinrichtung ge-
mäß § 24 SGB VIII besteht, wenn die Kinder rechtmäßig oder auf Grund ei-
ner ausländerrechtlichen Duldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im In-
land haben. Ein gewöhnlicher, rechtmäßiger Aufenthalt i. S. d. § 6 Abs. 2 
SGB VIII besteht nach gängiger Verwaltungspraxis in der Regel erst, wenn 
ein Kind in einer Gemeinschaftsunterkunft untergebracht wurde. Eine Aus-
nahme gilt lediglich für unbegleitete Minderjährige, die in der Regel bereits 
mit ihrer Einreise einen gewöhnlichen Aufenthalt begründen und somit 
bereits während ihres Aufenthalts in einer Erstaufnahmeeinrichtung einen 
entsprechenden Anspruch haben, § 6 Abs. 4 SGB VIII.

Mit der Begründung eines gewöhnlichen Aufenthalts gemäß § 30 Abs. 3 
SGB I haben die Träger von Kindertageseinrichtungen bei Aufnahme von 
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Asylbewerber- und Flüchtlingskindern einen Förderanspruch nach Art. 18 
Abs. 1 BayKiBiG gegenüber der Gemeinde, in der das Kind seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt begründet.

Die hohe Flexibilität des BayKiBiG zeigt sich auch in Zusammenhang 
mit der Herausforderung durch den Flüchtlingszustrom und die damit er-
forderliche Integration der Kinder. Mit der Aufnahme von Asylbewerber-
kindern steigt die kindbezogene Förderung automatisch. Die Bayerische 
Staatsregierung unterstützt die Kindertageseinrichtungen bei der Bildung 
und Betreuung der Asylbewerberkinder wie folgt:
–	 Für jedes Asylbewerberkind ab drei Jahren erhält die Kindertagesein-

richtung kraft Gesetzes eine um 30 % höhere Förderung [Gewichtungs-
faktor 1,3 wie für jedes Kind nichtdeutschsprachiger Herkunft].

–	 Ausweitung der sehr erfolgreichen Vorkurse „Deutsch 240“ für Vorschul-
kinder.

–	 Förderung mit Gewichtungsfaktor 4,5 für Asylbewerberkinder mit seeli-
scher Behinderung.

–	 Finanzielle Unterstützung von Maßnahmen aus dem Sonderprogramm 
„Zusammenhalt fördern, Integration stärken“ der Staatsregierung (MR-
Beschluss v. 9. Oktober 2015). Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
erhalten auf der Grundlage einer Förderrichtlinie entsprechend der Ver-
teilung der Asylanten insgesamt netto 5,4 Mio. Euro. Damit können z. B. 
Dolmetscherleistungen finanziert werden, zusätzlich Personal eingestellt 
oder ein Fahrdienst bezahlt werden.

Im Falle einer notwendigen Aufnahme von Asylbewerberkindern kann dies 
gegebenenfalls dazu führen, dass der förderrelevante Mindestanstellungs-
schlüssel und/oder die Fachkraftquote mangels verfügbaren zusätzlichen 
pädagogischen Personals nicht mehr eingehalten werden kann. Dies führt 
im Regelfall zu einer Förderkürzung. Das StMAS hat deshalb die allgemeine 
Zustimmung für ein Überschreiten des Anstellungsschlüssels bzw. der 
Fachkraftquote im Sinne des § 17 Abs. 4 Satz 5 AVBayKiBiG für die Dauer 
von drei Kalendermonaten erteilt. Hierzu hat das StMAS Vollzugshinweise 
per AMS vom 7. Dezember 2015 erlassen. Derzeit werden Überlegungen 
angestellt, das Zustimmungserfordernis gänzlich zu streichen, so dass die 
Entscheidung über die Anwendung der Regelung den örtlichen staatlichen 
Bewilligungsstellen obliegt.

Beitragsentlastung

Im Koalitionsvertrag zur Legislaturperiode von 2018 bis 2023 haben CSU 
und Freie Wähler eine umfassende Beitragsentlastung für Familien mit Kin-
dern in Kindertageseinrichtungen beschlossen. 
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„Wir weiten die Kostenfreiheit der Kindertagesbetreuung in Bayern 
deutlich spürbar aus und entlasten Bayerns Eltern. Wir stellen künftig 
alle drei Kindergartenjahre beitragsfrei, indem wir in gleicher Weise 
auch für das erste und zweite Kindergartenjahr monatlich 100 Euro pro 
Kind gewähren.

Ab dem zweiten Lebensjahr wollen wir ab dem Jahr 2020 ebenfalls 
monatlich 100 Euro pro Kind zweckgebunden an die Eltern gewähren, 
die tatsächlich Kinderbetreuungsbeiträge mindestens in dieser Höhe 
(etwa für Krippe und Tagesbetreuung) zahlen. Die Auszahlung erfolgt 
zentral durch das Zentrum Bayern Familie und Soziales bei Vorlage ei-
nes Nachweises der Einrichtung über die Inanspruchnahme der Krip-
pen- oder Tagesbetreuung.“ (Zit. aus dem Koalitionsvertrag).

Der Bayerische Ministerrat hat zur Umsetzung des Vorhabens am 3.12.2018 
beschlossen, dass der Beitragszuschuss ab dem ersten Kindergartenjahr mit 
Wirkung ab dem 1.4.2019 eingeführt werden soll. Die hierfür erforderliche 
Änderung des BayKiBiG und der AVBayKiBiG erfolgte im Rahmen des 
Haushaltsgesetzes, das am 24.5.2019 vom Bayerischen Landtag beschlossen 
und am 31.5.2019 im Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt verkündet 
wurde. Der Beitragszuschuss basiert auf den folgenden Eckpunkten:
–	 Der Beitragszuschuss ist an die BayKiBiG-Förderung angekoppelt.
–	 Für Kinder in nicht nach dem BayKiBiG geförderten Einrichtungen wird 

kein Beitragszuschuss gewährt.
–	 Für den Anspruch auf den Beitragszuschuss kommt es nicht auf den Auf-

enthaltsort des Kindes an, sondern auf den Sitz der Einrichtung. Dem-
nach erhalten Kinder aus anderen Bundesländern den Zuschuss, wenn 
die bayerische Sitzgemeinde bereit ist, die Förderung für das Kind zu 
leisten.

–	 Die Höhe des Beitragszuschusses ist im BayKiBiG geregelt und beträgt 
pauschal wie bisher 100  Euro monatlich. Ein überschießender Betrag 
verbleibt beim Träger.

–	 Der Beitragszuschuss wird ausschließlich für Kinder in Kindertagesein-
richtungen bezahlt, nicht für Kinder in Kindertagespflege.

–	 Der Beitragszuschuss wird unabhängig von der Einrichtungsform, in der 
ein Kind betreut wird (auch in einer Krippe), bezahlt.

–	 Für den Beginn des Zuschusses gilt eine Stichtagsregelung; der 1.9. des 
Kalenderjahres, in dem ein Kind das dritte Lebensjahr vollendet.

Um die Eltern möglichst rasch von den Beiträgen entlasten zu können, hat 
der Freistaat Bayern Anfang Juni 2019 eine Einmalzahlung (Sonderab-
schlag) ausbezahlt.
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Infolge der Einführung des Zuschusses haben viele Gemeinden die El-
terngebühren abgeschafft und damit Beitragsfreiheit geschaffen. Allerdings 
ist auch die gegenteilige Praxis feststellbar, da einige Gemeinden ihre Ge-
bühren zum Teil kräftig erhöht haben. Damit wird das Ziel des Gesetzgebers, 
nämlich eine Entlastung der Eltern von den Gebühren, konterkariert.

Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Verbesserung  
der Teilhabe in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege 
(KiQuTG) – sog. Gute-Kita-Gesetz

Zum 1.1.2019 ist nach einem mehrjährigen Diskussions- und Abstimmungs-
prozess zwischen den Ländern und dem Bund das KiQuTG in Kraft getre-
ten, auf dessen Grundlage der Bund finanzielle Mittel an die Länder aus-
reicht. Die Mittel sind für Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Qualität 
in der frühkindlichen Bildung in der Kinderbetreuung oder zur Verbesse-
rung der Teilhabe oder Entlastung der Eltern von den Gebühren für die 
Kinderbetreuung zu verwenden. Voraussetzung für die Auszahlung der 
Mittel des Bundes an die Länder ist der Abschluss von Zielvereinbarungen 
zwischen jedem Bundesland und dem Bund.

Das Verwaltungsabkommen zwischen dem Freistaat Bayern und dem 
Bund wurde am 23.9.2019 unterzeichnet. Der Vertrag endet zum 31.12.2022, 
da der Bund seine Mittel nur bis 2022 verbindlich zugesagt hat. Das Ab-
kommen verlängert sich jeweils um ein Jahr, wenn der Verlängerung nicht 
spätestens sechs Monate vor Ablauf widersprochen wird.

Für den Verwendungszweck stellt der Bund folgende Mittel zur Verfügung:

Kalenderjahr	 Bund	 Anteil Bayern
2019	  93 Mio. €	 76,8 Mio. €
2020	 993 Mio. €	 154,6 Mio. €
2021	 1.993 Mio. €	 310,4 Mio. €
2022	 1.993 Mio. €	 310,4 Mio. €
Summe	 5.472 Mio. €	 852,2 Mio. €

Die Länder können aus den im KiQuTG genannten zehn Handlungsfeldern 
auswählen, welche Projekte konkret umgesetzt werden sollen. Somit kann 
jedes Land seine eigene Priorisierung entsprechend dem jeweiligen Bedarf 
und der gegebenen Situation vornehmen. Bayern hat sich bei der Auswahl 
seiner Handlungsfelder am Koalitionsvertrag orientiert. Demnach soll die 
Entlastung der Kita-Leitungen durch einen Leitungs- und Verwaltungsbo-
nus erfolgen. Es soll die Tagespflege gestärkt werden, in dem Tagespflege-
personen in Festanstellung bei Kita-Trägern angestellt und in Einrichtungen 
als Assistenzkräfte eingesetzt werden können oder als festangestellte Tages-
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pflegeperson bei einem Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Zudem werden 
Mittel zur Refinanzierung der Maßnahmen zur Beitragsentlastung verwen-
det.

Die Leistungen werden zunächst als freiwillige staatliche Zuwendung 
auf Basis einer Förderrichtlinie ausgereicht. Ziel ist eine Verstetigung als 
gesetzliche Leistung, da dies wesentlich zur Entbürokratisierung und Fi-
nanzierungssicherheit für Träger und Gemeinden beitragen wird. Die Ver-
stetigung wird maßgeblich davon abhängen, ob auch der Bund seine Fi-
nanzierung auf Dauer anlegt und sicherstellt.

Leitungs- und Verwaltungsbonus

Ziel des Bonus ist eine Entlastung und Stärkung der Kita-Leitungen. Träger 
sollen zusätzliche Mittel erhalten, um die Leitungen durch zusätzliche Per-
sonalstunden für die vom Träger definierten Leitungsaufgaben von sonsti-
gen Tätigkeiten zu entlasten. Es ist geplant, den Bonus als Zuschlag durch 
eine Erhöhung des Gewichtungsfaktors um 0,1 für jedes betreute Kind aus-
zureichen. Voraussetzung für die Förderung soll sein, dass die Leitung eine 
Qualifikation als Leitung aufweist, ein Leitungsprofil besteht, in dem die 
Aufgaben der Leitung definiert sind und dass für die Leitungsaufgaben ein 
hinreichender Anteil an mittelbarer Arbeitszeit gegeben ist.

Förderung der Festanstellung von bis zu 2.000 Tagespflegepersonen

Ziel der Maßnahme ist eine Steigerung der Attraktivität der Tagespflege, 
sowohl für die klassische Tagespflege aber auch für die Kindertageseinrich-
tungen. In Kindertageseinrichtungen sollen die zusätzlichen Kräfte die 
Teams unterstützen. Dabei wird vor allem an die Tages-Randzeiten gedacht. 
Auch diese Förderung basiert auf einer Förderrichtlinie. Bei Vorliegen der 
Voraussetzungen soll die Förderung pauschal erhöht werden. Die Berech-
nung erfolgt aus dem Produkt aus dem fünffachen des Basiswerts für die 
Tagespflege, dem für Tagespflege gültigen Gewichtungsfaktor (1,3) und dem 
der Arbeitszeit der Tagespflegeperson entsprechenden Buchungszeitfaktor.

Ausweitung des Beitragszuschusses für die gesamte Kindergartenzeit

Mit der Beitragsentlastung sollen mögliche Hürden für die Inanspruch-
nahme von Angeboten der Kinderbetreuung beseitigt werden. Mit der Ge-
setzesänderung vom 31.5.2019 wurde dies bereits umgesetzt. Die Mittel aus 
dem KiQuTG können auch zur Refinanzierung von Maßnahmen zur Bei-
tragsentlastung, die über § 90 Abs. 3 und 4 SGB VIII hinausgehen, verwen-
det werden.
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Die wesentlichen Kritikpunkte am KiQuTG bestehen an der aus Sicht der 
Länder zu geringen Finanzierungsbeteiligung des Bundes und insbesondere 
der Befristung der Mittel bis Ende 2022. Hier bleibt abzuwarten, was die 
Verhandlungen zwischen dem Bund und den Ländern in den kommenden 
Jahren ergeben werden.

Außerdem stehen die Mittel nicht vollumfänglich der Qualitätsverbes-
serung zur Verfügung, da diese auch zur Refinanzierung der Kosten für die 
Beitragsentlastung der Eltern eingesetzt werden können. Kritiker monieren, 
dass dies nicht im Einklang mit dem eigentlichen Ziel des Gesetzes stünde, 
nämlich der Qualitätsverbesserung.

Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Schulkinder

Im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD zur 19. Legislaturperiode 
wurde Folgendes vereinbart:

„Wir werden einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grund-
schulalter schaffen. Dabei werden wir auf Flexibilität achten, bedarfsge-
recht vorgehen und die Vielfalt der in den Ländern und Kommunen be-
stehenden Betreuungsmöglichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe und 
die schulischen Angebote berücksichtigen. Für die Ausgestaltung wollen 
wir das Sozialgesetzbuch VIII nutzen. Um diesen Rechtsanspruch bis 
2025 zu verwirklichen, bedarf es konkreter rechtlicher, finanzieller und 
zeitlicher Umsetzungsschritte, die wir in einer Vereinbarung von Bund 
und Ländern unter Einbeziehung der kommunalen Spitzenverbände 
festlegen werden. Dabei wird der Bund sicherstellen, dass insbesondere 
der laufenden Kostenbelastung der Kommunen Rechnung getragen 
wird“ (Zit. aus Koalitionsvertrag S. 19).

Bevor der Rechtsanspruch im Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB  VIII) 
normiert wird, sind eine Reihe von Fragen zu klären. In erster Linie wer-
den  die Länder eine adäquate und dauerhafte Finanzierungsbeteiligung 
des Bundes bei den Betriebs- und Investitionskosten einfordern, ähnlich 
wie beim Rechtsanspruch U3 mit der Drittel-Aufteilung zwischen Bund – 
Land – Kommunen.

Anfang 2020 wurde ein Sondervermögen des Bundes in Höhe von 2 Mrd. 
Euro beschlossen, das zur Investitionskostenförderung eingesetzt werden 
soll. Inwiefern sich der Bund auch an den Betriebskosten beteiligen wird, 
bleibt abzuwarten.

Hinsichtlich der Umsetzung wäre zu klären, inwieweit Betreuungsange-
bote der Schule (offene Ganztagsschule, Mittagsbetreuung) trotz fehlendem 
Fachkraftgebot anspruchserfüllend sein können. Der Freistaat erprobt des-
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halb bereits die Verzahnung von Angeboten der Schule und Angeboten der 
Jugendhilfe (Horte, Häuser für Kinder) an bis zu 50 Modellprojekten. Ziel 
ist eine gemeinsame Verantwortung für den Ganztag an Schulen sowie eine 
gemeinschaftliche Nutzung vorhandener Räumlichkeiten.

Aufgrund der Fülle von ungeklärten Rechts- und Vollzugsfragen und die 
mangelnde Aussicht auf eine hinreichende Finanzierungbeteiligung des 
Bundes scheint es fraglich, ob der Termin 1.1.2025 für die Einführung des 
Rechtsanspruchs gehalten werden kann.
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Gesetzestext mit Erläuterungen

1. Teil	  
Allgemeine Bestimmungen

Art. 1	  
Geltungsbereich

1Dieses Gesetz gilt für die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern 
in Kindertageseinrichtungen und in Tagespflege. 2Es findet keine Anwen-
dung auf heilpädagogische Tagesstätten.

Anmerkungen

Art. 1 legt den sachlichen Anwendungsbereich des BayKiBiG fest. Rege-
lungsgegenstand sind danach Kindertageseinrichtungen und die Tages-
pflege. Beide Formen der Fremdbetreuung werden in Art. 2 näher definiert. 
Die in Satz 1 erstmals und damit an frühestmöglicher Stelle angeführte Auf-
gabentrias der Bildung, Erziehung und Betreuung stellt keine Einschrän-
kung des Regelungsbereichs des BayKiBiG dar. Im BayKiBiG werden viel-
mehr neben der pädagogischen Arbeit auch weitere, einer landesrechtlichen 
Regelung bedürftige, spezifisch die Kindertageseinrichtungen und die Ta-
gespflege betreffende Aspekte geregelt.

Anders als sein Rechtsvorgänger – das Bayerische Kindergartengesetz – gilt 
das BayKiBiG für alle Formen der Kindertageseinrichtungen; siehe hierzu 
im Einzelnen die Erl. zu Art. 2. Nicht unter den Anwendungsbereich des 
BayKiBiG fallen heilpädagogische Tagesstätten, Satz 2. Diese werden durch 
das BayKiBiG nicht näher definiert. Die Zusammenschau mit Art. 2 Abs. 3 
ergibt jedoch, dass das BayKiBiG auch Kindertageseinrichtungen mit inte-
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